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Managementregeln und Indikatoren

der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

Der Fortschrittsbericht 2008 zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (Beschluss des Bun-
deskabinetts vom 29. Oktober 2008; abgedruckt unter www.dialog-nachhaltigkeit.de) ent-
hält folgende Festlegung:

„Bei Rechtsetzungsvorhaben werden Auswirkungen auf eine nachhaltige Entwick-

lung untersucht und das Ergebnis dargestellt. Die Prüfung erfolgt durch das für das 

Vorhaben federführend zuständige Ressort im Rahmen der Gesetzesfolgenab-

schätzung.“

Nachhaltige Entwicklung (Nachhaltigkeit) ist als Leitprinzip der Politik der Bundesregie-
rung bei Maßnahmen in sämtlichen Politikfeldern zu beachten. Nachhaltigkeit zielt auf die 
Erreichung von Generationengerechtigkeit, sozialem Zusammenhalt, Lebensqualität und 
Wahrnehmung internationaler Verantwortung; in diesem Sinne sind wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit, der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und soziale Verantwortung 
so zusammenzuführen, dass Entwicklungen dauerhaft tragfähig sind. Die Federführung 
für nachhaltige Entwicklung auf nationaler Ebene liegt beim Bundeskanzleramt, um die 
Bedeutung für alle Politikbereiche zu betonen und eine ressortübergreifende Steuerung 
sicherzustellen.

Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie definiert ein Managementkonzept für eine nachhal-
tige Entwicklung. Dieses enthält neben Managementregeln u. a. Indikatoren und Ziele.

Managementregeln

- Grundregel - 

(1) Jede Generation muss ihre Aufgaben selbst lösen und darf sie nicht den kommenden Generationen 
aufbürden. Zugleich muss sie Vorsorge für absehbare zukünftige Belastungen treffen.

- Regeln der Nachhaltigkeit für einzelne Handlungsbereiche - 

(2) Erneuerbare Naturgüter (wie z. B. Wald oder Fischbestände) dürfen auf Dauer nur im Rahmen ihrer 
Fähigkeit zur Regeneration genutzt werden.

Nicht erneuerbare Naturgüter (wie z. B. mineralische Rohstoffe oder fossile Energieträger) dürfen auf Dauer 
nur in dem Umfang genutzt werden, wie ihre Funktionen durch andere Materialien oder durch andere Ener-
gieträger ersetzt werden können. 

(3) Die Freisetzung von Stoffen darf auf Dauer nicht größer sein als die Anpassungsfähigkeit der natürlichen 
Systeme – z. B. des Klimas, der Wälder und der Ozeane. 

(4) Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit sind zu vermeiden. 

(5) Der durch technische Entwicklungen und den internationalen Wettbewerb ausgelöste Strukturwandel soll 
wirtschaftlich erfolgreich sowie ökologisch und sozial verträglich gestaltet werden. Zu diesem Zweck sind die 
Politikfelder so zu integrieren, dass wirtschaftliches Wachstum, hohe Beschäftigung, sozialer Zusammenhalt 
und Umweltschutz Hand in Hand gehen. 
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(6) Energie- und Ressourcenverbrauch sowie die Verkehrsleistung müssen vom Wirtschaftswachstum ent-
koppelt werden. Zugleich ist anzustreben, dass der wachstumsbedingte Anstieg der Nachfrage nach Ener-
gie, Ressourcen und Verkehrsleistungen durch Effizienzgewinne mehr als kompensiert wird. Dabei spielt die 
Schaffung von Wissen durch Forschung und Entwicklung sowie die Weitergabe des Wissens durch spezifi-
sche Bildungsmaßnahmen eine entscheidende Rolle. 

(7) Die öffentlichen Haushalte sind der Generationengerechtigkeit verpflichtet. Dies verlangt die Aufstellung 
ausgeglichener Haushalte durch Bund, Länder und Kommunen. In einem weiteren Schritt ist der Schul-
denstand kontinuierlich abzubauen. 

(8) Eine nachhaltige Landwirtschaft muss nicht nur produktiv und wettbewerbsfähig, sondern gleichzeitig 
umweltverträglich sein sowie die Anforderungen an eine artgemäße Nutztierhaltung und den vorsorgenden, 
insbesondere gesundheitlichen Verbraucherschutz beachten.

(9) Um den sozialen Zusammenhalt zu stärken, sollen 

- Armut und sozialer Ausgrenzung soweit wie möglich vorgebeugt, 

- allen Bevölkerungsschichten Chancen eröffnet werden, sich an der wirtschaftlichen Entwicklung zu beteili-
gen,

- notwendige Anpassungen an den demografischen Wandel frühzeitig in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
erfolgen,

- alle am gesellschaftlichen und politischen Leben teilhaben. 

(10) Die internationalen Rahmenbedingungen sind gemeinsam so zu gestalten, dass die Menschen in allen 
Ländern ein menschenwürdiges Leben nach ihren eigenen Vorstellungen und im Einklang mit ihrer regiona-
len Umwelt führen und an den wirtschaftlichen Entwicklungen teilhaben können. Umwelt und Entwicklung 
bilden eine Einheit. Nachhaltiges globales Handeln orientiert sich an den Millenniums-Entwicklungszielen der 
Vereinten Nationen. In einem integrierten Ansatz ist die Bekämpfung von Armut und Hunger mit 

- der Achtung der Menschenrechte, 

- wirtschaftlicher Entwicklung,  

- dem Schutz der Umwelt sowie 

- verantwortungsvollem Regierungshandeln  

zu verknüpfen. 

Nachhaltigkeitsindikatoren

Nr.  Indikatorenbereiche
Nachhaltigkeitspostulat

Indikatoren Ziele 

I. Generationengerechtigkeit

1a Energieproduktivität Verdopplung von 1990 bis 2020

1b

Ressourcenschonung 
Ressourcen sparsam und 
effizient nutzen Rohstoffproduktivität Verdopplung von 1994 bis 2020

2 Klimaschutz
Treibhausgase reduzie-
ren

Treibhausgasemissionen  Reduktion um 21 % gegenüber 1990 
bis 2008/2012 

3a Anteil erneuerbarer Energien 
am Primärenergieverbrauch

Anstieg auf 4,2 % bis 2010 und 10 % 
bis 2020 

3b

Erneuerbare Energien 
Zukunftsfähige Energie-
versorgung ausbauen 

Anteil erneuerbarer Energien 
am Stromverbrauch

Anstieg auf 12,5 % bis 2010 und min-
destens 30 % bis 2020

4 Flächeninanspruch-

nahme 
Nachhaltige Flächennut-
zung 

Anstieg der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche

Reduzierung des täglichen Zuwachses 
auf 30 ha bis 2020

5 Artenvielfalt 
Arten erhalten – Lebens-
räume schützen 

Artenvielfalt und Land-
schaftsqualität

Anstieg auf den Indexwert 100 bis 
2015
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6 Staatsverschuldung 
Haushalt konsolidieren – 
Generationengerechtig-
keit schaffen

Staatsdefizit Strukturell ausgeglichener Staats-
haushalt; Bundeshaushalt spätestens 
ab 2011 ohne Nettokreditaufnahme 

7 Wirtschaftliche Zu-

kunftsvorsorge 
Gute Investitionsbedin-
gungen schaffen – 
Wohlstand dauerhaft 
erhalten

Verhältnis der Bruttoanlage-
investitionen zum BIP 

Steigerung des Anteils 

8 Innovation 
Zukunft mit neuen 
 Lösungen gestalten 

Private und öffentliche Aus-
gaben für Forschung und 
Entwicklung  

Steigerung auf 3 % des BIP bis 2010 

9a 18- bis 24-Jährige ohne Ab-
schluss

Verringerung des Anteils auf 9 % bis 
2010 und auf 4,5 % bis 2020 

9b 25-Jährige mit abgeschlosse-
ner Hochschulausbildung 

Steigerung des Anteils auf 10 % bis 
2010 und 20 % bis 2020 

9c

Bildung
Bildung und Qualifikation 
kontinuierlich verbessern 

Studienanfängerquote Erhöhung auf 40 % in 2010, anschlie-
ßend weiterer Ausbau und Stabilisie-
rung auf hohem Niveau 

II. Lebensqualität 

10 Wirtschaftlicher 

Wohlstand 
Wirtschaftsleistung um-
welt- und sozialverträglich 
steigern

BIP je Einwohner Wirtschaftliches Wachstum

11a Gütertransportintensität  Absenkung auf 98 % gegenüber 1999 
bis 2010 und auf 95 % bis 2020 

11b Personentransportintensität Absenkung auf 90 % gegenüber 1999 
bis 2010 und auf 80 % bis 2020 

11c Anteil des Schienenverkehrs 
an der Güterbeförderungs-
leistung

Steigerung auf 25 % bis 2015 

11d

Mobilität
Mobilität sichern –
Umwelt schonen

Anteil der Binnenschifffahrt 
an der Güterbeförderungs-
leistung

Steigerung auf 14 % bis 2015 

12a Stickstoffüberschuss Verringerung bis auf 80 kg /ha land-
wirtschaftlich genutzter Fläche bis 
2010, weitere Absenkung bis 2020

12b

Landbewirtschaftung 
In unseren Kulturland-
schaften umweltverträg-
lich produzieren 

Ökologischer Landbau Erhöhung des Anteils des ökologi-
schen Landbaus an der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche auf 20 % in den 
nächsten Jahren 

13 Luftqualität 
Gesunde Umwelt erhal-
ten

Schadstoffbelastung der Luft  Verringerung auf 30 % gegenüber 
1990 bis 2010

14a Vorzeitige Sterblichkeit (To-
desfälle pro 100.000 Einwoh-
ner unter 65 Jahren) Männer 

Rückgang auf 190 Fälle pro 100 000 
bis 2015

14b

Gesundheit und Ernäh-

rung
Länger gesund leben 

Vorzeitige Sterblichkeit (To-
desfälle pro 100.000 Einwoh-
ner unter 65 Jahren) Frauen 

Rückgang auf 115 Fälle pro 100.000 
bis 2015 
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14c Raucherquote von Jugendli-
chen
(12 bis 17 Jahre)

Absenkung auf unter 12 % bis 2015

14d Raucherquote von Erwach-
senen
(ab 15 Jahre) 

Absenkung auf unter 22 % bis 2015 

14e Anteil der Menschen mit 
Adipositas (Fettleibigkeit) 
(Erwachsenen ab 18 Jahre)

Rückgang bis 2020

15 Kriminalität
Persönliche Sicherheit 
weiter erhöhen 

Wohnungseinbruchsdiebstahl Rückgang der Fälle auf unter 100.000 
pro Jahr bis zum Jahr 2015 

III. Sozialer Zusammenhalt 

16a Erwerbstätigenquote insge-
samt
(15 bis 64 Jahre) 

Erhöhung auf 73 % bis 2010 und 75 % 
bis 2020

16b

Beschäftigung
Beschäftigungsniveau
steigern

Erwerbstätigenquote Ältere 
(55 bis 64 Jahre) 

Erhöhung auf 55 % bis 2010 und 57 % 
bis 2020

17a Ganztagsbetreuung für Kin-
der
0- bis 2-Jährige 

Anstieg auf 30 % bis 2010 und 35 % 
bis 2020

17b

Perspektiven für Fami-

lien
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf verbessern 

Ganztagsbetreuung für Kin-
der
3- bis 5-Jährige 

Anstieg auf 30 % bis 2010 und 60 % 
bis 2020

18 Gleichberechtigung 
Gleichberechtigung in der 
Gesellschaft fördern 

Verdienstabstand zwischen 
Frauen und Männern  

Verringerung des Abstandes auf 15 % 
bis zum Jahr 2010 und auf 10 % bis 
zum Jahr 2020 

19 Integration 
Integrieren statt aus-
grenzen 

Ausländische Schulabgänger 
mit Schulabschluss 

Erhöhung des Anteils der ausländi-
schen Schulabgänger mit mindestens 
Hauptschulabschluss und Angleichung 
an die Quote deutscher Schulabgän-
ger bis 2020

IV. Internationale Verantwortung 

20 Entwicklungs-

zusammenarbeit
Nachhaltige Entwicklung 
unterstützen 

Anteil öffentlicher Entwick-
lungsausgaben am Bruttona-
tionaleinkommen

Steigerung auf 0,51 % bis 2010 und 
0,7 % bis 2015 

21 Märkte öffnen 
Handelschancen der 
Entwicklungsländer 
verbessern

Deutsche Einfuhren aus 
Entwicklungsländern 

Weiterer Anstieg


